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Weinmann: Sicherheitsbehörden, Politik und Gesellschaft müssen
radikalen Kräften begegnen

Zur Vorstellung des Verfassungsschutzberichtes 2017 und den diesbezüglichen Meldungen sagte der
rechtspolitische Sprecher und Obmann der FDP-Landtagsfraktion im Parlamentarischen
Kontrollgremium, Nico Weinmann:

„Gestern war der Tag des Grundgesetzes, heute verdeutlicht der Verfassungs-schutzbericht 2017, wie
unsere freiheitliche Gesellschaft bedroht ist. So steigt erneut die Zahl der Salafisten im Land, die
Bedrohung durch den islamistischen Terror bleibt die größte Herausforderung für die
Sicherheitsbehörden. Angesichts dieser Situation kann es nicht überzeugen, dass die grün-schwarze
Koalition zwar die Befugnisse und Aufgaben des Landesamtes für Verfassungsschutz erweiterte, dem
Amt dafür aber gleichzeitig nicht mehr Personal zur Verfügung stellte. Denn zusätzliche rechtliche
Möglichkeiten allein sorgen weder für mehr Aufklärung noch schaffen sie mehr Sicherheit. Es kommt
entscheidend auf das Personal an, dass Salafisten und Kriegsrückkehrer, aber auch nationalistische
Türken und Kurden in den Blick nehmen soll.

Den Zuwachs radikaler Kräfte müssen auch die Grünen mit Sozialminister Lucha als Herausforderung
verstehen. Denn Integration ist regelmäßig gescheitert, wenn man sich dem Islamismus und
Nationalismus hingibt. Diese Menschen werden nicht dafür sorgen, dass unser Grundgesetz auch in den
kommenden Jahrzehnten überall in der Gesellschaft Anerkennung und Beachtung findet. Es wird daher
Zeit, dass die Grünen ihre ideologischen Scheuklappen ablegen und die freiheitlich demokratische
Grundordnung gegen rechtsextreme, linksextreme und religiös-extremistische Kräfte gleichermaßen
verteidigen.“


